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Ehe, die Gründe des Sinnverlusts der Ehe und ihre Folgen 
für die wechselseitigen Beziehungen der Ehegatten sowie 
für die Kinder und die möglichen Auswirkungen einer Ehe­
scheidung für die Ehegatten und die Kinder erstrecken.0

Einbeziehung einer iveiteren Prozeßpartei in das Verfahren

Die Einbeziehung einer weiteren Prozeßpartei gemäß § 35 
Abs. 1 ZPO, die nur auf Antrag erfolgen kann, setzt voraus, 
daß sich aus dem Ausgang des Verfahrens für den Kläger oder 
den Verklagten Ansprüche gegen einen Dritten ergeben, die 
zusätzlich und in Abhängigkeit von der Entscheidung des 
Rechtsstreits zwischen den ursprünglichen Prozeßparteien ge­
richtlich geklärt werden sollen, und daß es sich um Ansprüche 
handelt, die auf dem Gerichtsweg verfolgt werden können* § 6 7 
und für die das mit dem Verfahren befaßte Gericht zustän­
dig ist.

Typische Fallgruppen der Einbeziehung sind:
— Einbeziehung eines Dritten, dem gegenüber dem Ver­

klagten bei negativem Ausgang des Verfahrens für ihn z. B. 
Schadenersatzansprüche zustehen8 9;

— Einbeziehung eines Dritten, dem gegenüber möglicher­
weise die gegen den Verklagten geltend gemachten Ansprüche 
(z. B. Ansprüche auf Neuerervergütung) bestehen. Vorausset­
zung hierfür ist, daß im Laufe des Verfahrens Zweifel dar­
über aufgetreten sind, wer in Wirklichkeit passiv legitimiert 
ist, und die Zweifel zum Zeitpunkt der Einbeziehung noch be­
stehen. Sobald feststeht, daß der ursprüngliche Verklagte nicht 
passiv legitimiert ist, ist die Klage abzuweisen. Eine Einbe­
ziehung kommt zu diesem Zeitpunkt nicht mehr in Betracht0;

— Einbeziehung eines Dritten in ein Verfahren, mit dem 
ein Anspruch geltend gemacht wird, der entweder gegenüber 
dem ursprünglich Verklagten oder gegenüber dem Einbezo­
genen bestehen kann, je nachdem, bei wem die günstigsten 
Voraussetzungen vorliegen (so kann z. B. bei Streitigkeiten 
wegen eines Überfahrtrechts gemäß § 321 Abs. 2 ZGB zu be­
finden sein, welcher Nachbar durch die Mitbenutzung am we­
nigsten beeinträchtigt wird).01

Eine Einbeziehung kommt dagegen nicht in Betracht, wenn 
damit eine Klageerhebung durch einen von vornherein nicht 
sachlich legitimierten Kläger oder nur gegen einen von vorn­
herein nicht sachlich legitimierten Verklagten korrigiert wer­
den soll.

Die Einbeziehung einer weiteren Prozeßpartei in ein Va­
terschaftsfeststellungsverfahren gemäß § 35 Abs. 2 ZPO auf 
Antrag des Klägers ist nur dann möglich, wenn der zunächst 
verklagte Mann nicht bereits durch ein Gutachten als Vater 
ausgeschlossen wurde. Sobald seine Vaterschaft ausgeschlossen 
ist (z. B. durch ein Blutgruppengutachten), ist die Klage gegen 
ihn abzuweisen, falls die Klägerin sie nicht zurücknimmt. 
Eine Einbeziehung ist auch in den Fällen, in denen der zu­
nächst verklagte Mann nicht ausgeschlossen ist, nur dann zu­
lässig, wenn aus naturwissenschaftlich-medizinischen Gutach­
ten oder aus der Gesamtheit der Umstände abzuleiten ist, daß 
die Vaterschaft des einzubeziehenden Mannes wahrschein­
licher ist als die des Verklagten.11

Subjektive Klageänderung

Eine subjektive Klageänderung (§ 29 ZPO) liegt vor, wenn der 
Kläger im Laufe des Verfahrens den von ihm geltend gemach­
ten Anspruch auf weitere Verklagte ausdehnt (z. B. auf den 
Ehegatten des ursprünglich Verklagten) oder die Klage statt 
gegen den ursprünglich Verklagten gegen einen anderen Ver­
klagten richtet.

Die subjektive Klageänderung ist zulässig, wenn sie vom 
Gericht als sachdienlich beurteilt wird.12 13 Sachdienlich ist die 
Klageänderung immer dann, wenn durch die Erweiterung alle 
zur Durchsetzung des Anspruchs notwendigen Verklagten er- - 
faßt werden.

Eine Klageänderung, die zu einem Wechsel des Verklagten 
führt, ist hingegen nur unter besonderen Voraussetzungen 
sachdienlich und damit zulässig. Das ist z. B. der Fall, wenn 
die Rechtsstellung des ursprünglich Verklagten (Hauseigentü­
mer oder Verwalter) unklar ist, wenn zwar von Anfang an

die sachlich legitimierte Prozeßpartei verklagt werden sollte, 
infolge einer Verwechslung des Namens oder der Bezeichnung 
aber eine andere verklagt wurde oder wenn der herausver­
langte Gegenstand vom ursprünglich Verklagten an den neu 
Verklagten weitergegeben wurde.

Wie jede Klageänderung ist auch eine subjektive Klage­
änderung unbeschränkt zulässig, solange die Klage noch nicht 
zugestellt ist.10 11 In allen Fällen der subjektiven Klageänderung 
ist zu sichern, daß der weitere bzw. neue Verklagte über den 
Prozeßverlauf vollständig informiert ist und ihm alle erfor­
derlichen Prozeßunterlagen — soweit er nicht darauf verzich­
tet — zugestellt werden.

Der Beitritt eines weiteren Klägers — ohne daß die Vor­
aussetzungen für eine Einbeziehung gemäß § 35 Abs. 1 ZPO 
vorliegen — und der Wechsel des Klägers sind gesetzlich nicht 
geregelt. Die Veränderungen auf der Klägerseite sind wie eine 
subjektive Klageänderung zu behandeln.

Beteiligung Dritter im Rechtsmittelverfahren

Eine Einbeziehung einer weiteren Prozeßpartei, eine subjek­
tive Klageänderung und ein Beitritt eines weiteren Klägers 
oder ein Wechsel des Klägers können auch noch im Rechtsmit­
telverfahren erfolgen. Allerdings ist hier zu berücksichtigen, 
daß zur Vermeidung des Verlustes einer Instanz für eine Pro­
zeßpartei die Sache dann in der Regel bereits aus diesem 
Grunde an das Gericht erster Instanz zur erneuten Verhand­
lung und Entscheidung zurückzuverweisen ist. Das kann der 
Sachdienlichkeit bzw. der Zulässigkeit der erst im Rechtsmit­
telverfahren angestrebten Beteiligung Dritter am Rechtsstreit 
entgegenstehen.

Verfahrensbeendigung durch Urteil

Hat eine Prozeßpartei an der mündlichen Verhandlung trotz 
ordnungsgemäßer Ladung nicht teilgenommen und war sie 
auch nicht vertreten, ergeben sich dann keine Folgen der Ver­
säumnis gemäß §§ 66, 67 und 156 Abs. 2 ZPO, wenn sie sich 
rechtzeitig ausreichend entschuldigt hat. Das Gericht darf dann 
weder verhandeln bzw. — wenn die Entschuldigung erst im 
Laufe der Verhandlung eingeht — weiterverhandsln noch eine 
Entscheidung treffen. Es ist vielmehr neuer Ternfin zu be­
stimmen.

Ergeht das Urteil in Abwesenheit einer Prozeßpartei und 
liegen die Voraussetzungen, von einer Begründung gemäß

§ 78 Abs. 3 ZPO abzusehen, nicht vor oder wird trotz der 
Möglichkeit, davon abzusehen, eine Begründung gegeben, muß 
aus ihr hervorgehen, daß die Entscheidung in Abwesenheit 
einer Prozeßpartei ergangen ist und die Voraussetzungen für 
eine Entscheidung gegeben waren. Wird von einer Begrün­
dung der Entscheidung abgesehen, muß aus dem Urteilstenor 
erkennbar sein, über welchen Anspruch entschieden wurde.

Von einem Verzicht auf die mündliche Verhandlung darf 
nur im Rahmen des § 65 ZPO und bei Vorliegen aller darin 
genannten Voraussetzungen Gebrauch gemacht werden. Diese 
Verfahren dürfen nicht dazu führen, daß notwendige Beweis-
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